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Bericht des Beauftragten des Senats für Personen mit Behinderungen

1. Verantwortungsbereich

Die Verantwortung der Universität und damit des Behindertenbeauftragten beschränkt sich nicht auf die – studierenden, auszubildenden und erwerbstätigen – Mitglieder der Universität mit Behinderungen. Die Universität nimmt auch ihre Verantwortung wahr für die Menschen mit Behinderungen, die sich von außen um einen Studien-, einen Ausbildungs- oder einen Arbeitsplatz bewerben. Keine Regelung für die behinderten Mitglieder der Universität sollte so ausgestaltet sein, dass sie als Barriere gegen die Einstellung oder Immatrikulation von Menschen mit Behinderungen wirkt. Behinderungen sind nicht nur als Einschränkungen zu sehen. Behinderungen vermitteln den Menschen, die mit ihnen umgehen müssen, auch Erfahrungen in Krisenbewältigung und methodischer Lebensführung. 

Aus dieser Verantwortung heraus wurde die Integrationsvereinbarung, die eigentlich eine Vereinbarung zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern ist, in Halle um die Studierenden erweitert. 

2. Tätigkeitsspektrum (Integrationsvereinbarung, bauliche und kommunikative Barrierefreiheit, Einzelberatung, Personal- und Organisationsentwicklung)

Die Tätigkeiten des Jahres 2005 lassen sich gruppieren um die Arbeit an der Integrationsvereinbarung (2.1), an der Beseitigung behindernder Barrieren im baulichen und kommunikativen Bereich (2.2) und in der Einzelberatung  sowie der Personal- und Organisationsentwicklung (2.3).  

2.1  Integrationsvereinbarung

2.1.1. Entwicklung der Integrationsvereinbarung 

Das herausragende Ereignis der Berichtsperiode wird die Ausarbeitung und der Abschluss der Integrationsvereinbarung gewesen sein, wenn diese zu konkreten Maßnahmen führt. Auf Anregung des Behindertenbeauftragten im Jahr 2002 hatte der Kanzler als Arbeitgebervertreter bereits im Januar 2003 die konstituierende Sitzung des Ausschusses einberufen, der die gesetzlich erforderliche Integrationsvereinbarung der Martin-Luther-Universität vorbereiten sollte. Sie sollte Vereinbarungen nicht nur zu den Leitgedanken, sondern auch – besonders wichtig – zu den konkreten Vorhaben enthalten, die die Universität in den jeweils nächsten drei Jahren zur Integration von Menschen mit Behinderungen realisieren will. 

Die Integrationsvereinbarung zur Eingliederung schwerbehinderter Menschen ist nach fast drei Jahren am 01.09.2005 von den beteiligten Partnern Universität, Klinikum, Gesamtpersonalrat, Gesamtschwerbehindertenvertretung, Gesamt- Jugend- und Auszubildendenvertretung und Studierendenrat unterzeichnet und erst in Heft 6 vom 13. Dezember 2005 veröffentlicht worden. Die Vorbereitung dieses Entwurfs erfolgte durch eine Arbeitsgruppe, an der die Vertreter der genannten beteiligten Partner teilgenommen haben. Nachdem diese Gruppe einen Entwurf bereits im Dezember 2003 erarbeitet hatte, forderte das Kultusministerium die Universität auf, eine entsprechende Integrationsvereinbarung erst dann abzuschließen, wenn eine solche zwischen dem Kultusministerium und der Allgemeinen Hauptschwerbehindertenvertretung zustande gekommen sei. Nach dem diese Vereinbarung im Jahre 2005 zustande gekommen ist, konnte auch die Vereinbarung an der Martin- Luther-Universität abgeschlossen werden. 


Gegenüber der Integrationsvereinbarung des Kultusministeriums ist bezüglich der Vereinbarung der Universität hervorzuheben, dass auch die Studierenden als größte Mitgliedergruppe der Universität an der Vereinbarung beteiligt wurden, deren Belange insbesondere durch Regelung zum Nachteilsausgleich in Studium und Prüfungen berücksichtigt worden. Im Einzelnen ist insbe​sondere bei der Personalplanung auf die Belange behinderter Menschen Rücksicht zu nehmen. Dazu finden mindestens halbjährlich Gesprächsrunden mit der Schwerbehindertenvertretung, dem Personalrat, dem Beauftragten des Senats und den personalführenden Stellen statt. Für Schwerbehinderte werden Arbeitsbedingungen geschaffen, die der jeweiligen Behinderung Rechnung tragen und die für die Dienststelle realisierbar  sind. Bei Neubauten und Umbauten ist die Schwerbehindertenvertretung einzubeziehen, um die Belange der Schwerbehin​derten berücksichtigen zu können. Dabei ist nicht nur auf einen barrierefreien Arbeitsplatz zu achten, sondern auch eine barrierefreie Kommunikation ist zu ermöglichen. Zur Überwachung der Umsetzung der Integrationsvereinbarung, und der Beratung der Dienststelle bezüglich der Fördermöglichkeit für Beschäftigte und Auszubildende hat sich die MLU zur Bildung eines Integrationsteams verpflichtet. Diesem Team gehören an der vom Senat bestellte Beauftragte des Senats als Vorsitzender, die Schwerbehindertenvertrauenspersonen, ein Mitglied der Gesamt- Jugend- und Auszubildendenvertretung, ein studentisches Mitglied, ein Vertreter des Stabes für Arbeits- und Umweltschutz sowie vom Kanzler entsandte Mitglieder der Dienststellenleitung. Der Beauftragte des Senats wird dieses Gremium aufgrund der Vorschläge der beteiligten Gruppen möglichst im März einberufen können. 

2.1.2 Geltung der Integrationsvereinbarung für das Universitätsklinikum

Nach dem Übergang der Universitätsklinik in eine neue Rechtsform am 1.1.2006 muss die Umsetzung des § 3 Abs. 10 der Integrationsvereinbarung  konkretisiert werden. Wieweit die  Integrationsvereinbarung für die Universitätsklinik fortgilt oder eventuell eine  neue Vertragsgestaltung notwendig wird, ist zu klären. Bis zu dieser Klärung geht der Senatsbeauftragte von der sachlichen Einschlägigkeit und Angemessenheit der Integrationsvereinbarung für das Universitätsklinikum aus (Studierbarkeit und Praktizierbarkeit klinischer Tätigkeit).  

2.1.3 Studierende mit Behinderungen und chronischen Krankheiten

Der Anteil der Studierenden mit Behinderungen und chronischen Krankheiten an allen Studierenden ist nicht bekannt. Grund hierfür ist, dass nach § 119 HSG LSA nur die Daten anzugeben sind, die für die Immatrikulation, die Rückmeldung, die Teilnahme an Lehrveranstaltungen und Prüfungen, die Nutzung von Hochschuleinrichtungen sowie die amtliche Statistik erforderlich sind. Fragen nach Behinderungen und chronischen Erkrankungen sind für die genannten Verwaltungszwecke nicht erforderlich und auch nicht durch das Hochschulstatistikgesetz vorgegeben. Eine Befragung des Deutschen Studentenwerks im Rahmen der 17. Sozialerhebung hat zur Studentenwerks-Schätzung  geführt, dass bundesweit 2 % der Studierenden behindert seien und 11 % an einer chronischen Krankheit litten. Diese Zahlen können für die einzelnen Universitäten abweichen. Die Probleme einzelner Studierender mit Behinderungen werden insbesondere durch die Schwerbehindertenvertretung in Zusammenarbeit mit der Studienberatung der ZUV und dem Beauftragten des Senates mit den Studierenden beraten und bearbeitet. Für die Umsetzung der Integrationsvereinbarung insgesamt sind die Studierenden mit einem Mitglied im Integrationsteam verantwortlich vertreten. 

2.1.4 Personalplanung

Hinsichtlich der Personalplanung sind bereits konkrete Maßnahmen wie z. B. die Erarbeitung der Verfahrensrichtlinie zur Stellenausschreibung und –besetzung vorgenommen worden. Hierbei sind die Grundsätze der Integrationsvereinbarung übernommen worden. 

2.2  Bauliche und kommunikative Barrieren 

Um Universitätsmitglieder mit und ohne Behinderungen gleichberechtigt zu behandeln, haben Universitäten darauf zu achten, dass sie nicht bauliche und kommunikative Barrieren errichten, die Gruppen von studierenden und erwerbstätigen Mitgliedern der Universität behindern. Beispielhaft seien einige  vor uns stehende Maßnahmen  erwähnt, die in allen Bereichen ein barrierefreies Studium gewährleisten können. Neben der Gestaltung von Gebäuden und Hörsaalausstattungen kommen auch Aufgaben auf die Fakultäten zu. Nachholbedarf besteht immer noch in der Beschriftung und Beschilderung der Gebäude (vgl. Bericht des Senatsbeauftragten 2004). 

Bislang hat es wenig geholfen, dass die SBV auf Unzulänglichkeiten hingewiesen hat, wie z. B. die Gestaltung von Glaswänden und Türen (z.B. Hoher Weg 8 neues Treppenhaus). Die SBV wurde in die Umgestaltung nicht mit einbezogen. Andere Gebäude müssten folgen, um eine Einheitlichkeit in der Orientierung zu gewährleisten. Inwieweit das Gebäude der Medien- und Kommunikationswissenschaften den Anforderungen des Behindertengleichstellungsgesetzes des LSA oder des Baugesetzes LSA entsprechen wird, kann z. Zt. nicht beantwortet werden. Die SBV der Universität und der Anstalt beklagen, entgegen den Rechtsvorschriften nicht einbezogen worden zu sein.

Die Universität einschließlich des Universitätsklinikums beschäftigt zur Zeit im Jahresdurchschnitt 400 schwerbehinderte Mitarbeiter. Zugänge kommen aus den eigenen Reihen, aber auch durch Neueinstellungen.  

Die SBV hat einige Mitarbeiter bis zur Beantragung und Durchsetzung der Erwerbsminderungsrente begleitet. Die Probleme sind vielschichtig und differenziert, was die einzelnen Behinderungen im Zusammenhang mit dem Arbeitsplatz anbelangen. Diese ließen sich in Zusammenarbeit mit dem Personalamt, den Verantwortlichen der FB oder der Studienabteilung in den meisten Fällen einer Lösung zuführen. 

Zur Gestaltung der Arbeitsplätze ist beispielhaft herauszugreifen:  

· Arbeitsplatz im URZ mit ca. 1000 Euro, bei einer Selbstbeteiligung der MLU in Höhe von 20 % der Anschaffungssumme; 

· Arbeitsplatz in der Physik mit 3.200 Euro bei einer Eigenleistung des Arbeitgebers von 1.338 Euro

· Arbeitsplatz Erziehungswissenschaften, Rehaträger Arbeitsamt Personalkostenzuschuss in Höhe von 41.344,32 Euro, Ausstattung des Arbeitsplatzes in Höhe von ca. 10 000 Euro ohne Eigenbeteiligung des Arbeitgebers;

· Arbeitsplatz einer Sekretärin im FB Erziehungswissenschaften (Folgeauftrag)  in Höhe von 18.534 ohne Eigenbeteiligung, gefördert durch das Arbeitsamt;

· Neugestaltung des Arbeitszimmers einer schwerbehinderten Mitarbeiterin (Allergie) im FB Geschichte. Hier wurde ein typisches Problem des allgemeinen  Gesundheits- und Arbeitsschutzes bearbeitet. Der Nachweis der krankmachenden Bedingungen konnte  mit Hilfe der Medizinischen Fakultät und durch Nachdruck der SBV herbeigeführt werden. Die Umsetzung erfolgte durch die Abt. Technik sehr kooperativ. Die an diesem Fall erarbeiteten Abläufe sind zu vereinfachen und zu beschleunigen.

· Das SGB IX hat die Arbeit der SBV dahingehend erschwert, dass das Integrationsamt meist nur noch bei Folgeförderungen (wenn Erstförderung bewilligt wurde) zuständig ist. Die Bewilligungszeiten haben sich deutlich verlängert und die differenzierten Antragsformen sind ebenfalls zu beachten. Ständige Rückfragen bleiben nicht aus. Zu verzeichnen sind auch Ablehnungen seitens der Krankenkassen (in einigen Fällen auch einer der Rehaträger) z. B. bei Hörhilfen, Rollstühlen oder Heilbehandlungen. Der Weg zum Sozialgericht erwies sich oft als  einziger Weg, um Abhilfe zu schaffen. Der Aufwand an den Schnittstellen zwischen den einzelnen zuständigen Trägern hat zugenommen.  

· Am Kataster wurde weiter gearbeitet. Ursprünglich sollte es bis Sept. 2005 fertig sein, was aber nicht realisiert werden konnte. Ende des ersten Quartals 2006 ist  der nächste Termin. Kaum ein altes Gebäude ist barrierefrei. Bei den Behindertentoiletten fehlt es nicht nur an Zahl, sondern  vor allem an der Beschilderung. Dies ist im  Integrationsteam aufzunehmen. 

2.3  Einzelberatung, Personal- und Organisationsentwicklung

Aus der Fülle der dem Senatsbeauftragten und der SBV vorgetragenen Probleme lassen sich folgende Aufgaben beispielhaft nennen:

Vermehrt melden sich Studierende, die einen Nachteilsausgleich aufgrund der Behinderung oder chronischen Krankheit benötigen, z.B. 

· Student Mathematik/Physik (Grundstudium), Diabetes Änderung der Prüfungsdauer und 
–form.

· Student Rechtswissenschaften, Sehbehinderung, Antrag auf Anwendung der Härtefallregelung;

· Behinderte Ärztin in Fachartzausbildung, Leukämie, Praktika in der Ausbildungsordnung bedurften der Anpassung an die Behinderung;

· Student Japanologie, Sehbehinderung, Gewährung von Nachteilsausgleichen in der Prüfung;

· Student –Antrag auf Gewährung von Beurlaubung wegen Pflege von Eltern – nach Ablehnung durch Abt. Studium und Lehre wurde vom Senatsbeauftragten beim Immatrikula​tions​amt erfolgreich dafür plädiert, die Regelungen für Pflege kranker Kindern auch auf die Betreuung pflegebedürftiger Eltern anzuwenden. Angesichts der demographischen Entwicklung Deutschlands und der Entwicklung der Sozialversicherung ist die schließliche Entscheidung des Immatrikulationsamtes von Bedeutung.

· Drei Studenten an der Juristischen Fakultät sind mobilitätsbehindert (davon zwei an den Rollstuhl gebunden), für die Immatrikulation wurde in einem Fall die Härtefallregelung beantragt und anerkannt. Für alle drei sind Vorkehrungen  in der Fakultät dankenswerterweise selbst getroffen worden, aber auch das Parkproblem war zu lösen. 

· Mehrere Schüler der 11. und 12. Klassen haben sich im Büro der SBV/Mitarbeiterin der SB-Beauftragten vorgestellt und sich beraten lassen. So ist zu erwarten, dass 2006 eine blinde Studentin an der Juristischen Fakultät studieren wird. Für 2007 hat sich ein körperbehinderter Schüler vorgestellt, der eine Ausbildung im URZ anstrebt. Die SBV/SBB werden sich für ein Praktikum einsetzen und Behinderung und Praktikum in Übereinstimmung zu bringen suchen. 

· An der MLU befinden sich mehrere Azubis mit Behinderungen in der Ausbildung, bzw. haben diese erfolgreich abgeschlossen und sind befristet/unbefristet übernommen worden. Hier war ein erhöhter Betreuungsaufwand zu leisten, da die Behinderungen schwerwiegender sind. 

Diese Aufzählung ist nicht vollständig, macht aber deutlich, dass sich vermehrt behinderte angehende Studierende immatrikuliert haben oder werden.  

· Insbesondere ist zu registrieren, dass die Menschen mit einer Sehbehinderung zunehmen und hier reagiert werden muss. So studiert u. a. eine blinde Studentin aus Leipzig an der Juristischen Fakultät (Vorlesung bei Herrn Prof. Kilian) im Rahmen des gemeinsamen Abkommens (Forschungsverbund).

· Aufgrund der Gebühren für die Überschreitung der Studiendauer erhält die Universität zunehmend mehr Informationen über schwerbehinderte Studierende, die sich vorher nicht dazu geäußert haben.

· Der Senat möge sich mit der Überlegung beschäftigen, wie z. B die Personalkostenzuschüsse des Arbeitsamtes (wurden bei neu einzustellenden Mitarbeitern und Azubis gewährt) verwendet werden sollten – die Stelle ist eine Haushaltsstelle und finanziell durch die Freigabe unterlegt. Z.B. hat der FB Erziehungswissenschaften aufgrund der schweren Behinderung des neu eingestellten Mitarbeiters einen erhöhten „Betreuungsaufwand“. 

· Personalkostenzuschüsse

Die Fakultät sollte von dem Zuschuss partizipieren. Das verbessert das Verständnis für die Beschäftigung von besonders betroffenen schwerbehinderten Menschen und erhöht auch die Bereitschaft, eine freie Stelle mit schwerbehinderten Menschen zu besetzen. Mit dem gesonderten Ausweis im Haushalt – Zuschüsse Dritter – sollte ein Budget vorhanden sein, das Menschen mit Behinderung zugute kommt, wie z. B. einer weiteren Beschäftigung einer chronisch kranken und schwerbehinderten jungen Mitarbeiterin in der ULB. (Der Antrag des Leiters der ULB wurde ohne Rücksprache mit der SBV wegen fehlender Haushaltsstelle abgelehnt. Die Nutzung dieser Personalkostenzuschüsse hätte die Entscheidung möglicherweise anders ausfallen lassen können).

Diese Beispiele geben Anlass zu einer allgemeineren Zusammenfassung. Die Fakultäten und die Verwaltung der Universität nahmen sich im Berichtszeitraum in der Regel sehr kooperativ der geschilderten Einzelfälle und allgemeinen Aufgaben an, für deren Vorbereitung sich die  Schwerbehindertenvertretung, die Studierendenberatung und andere Stellen der Universität sehr engagierten. Einige Schleifen in einigen  Verfahren, manchmal versäumte Einbeziehung der Schwerbehindertenvertretung, manche zögerliche Nutzung externer Finanzmittel gehen offensichtlich eher auf die Komplexität der Regelungen zurück als auf mangelndes Engagement für die Integration der Kolleginnen und Kollegen mit Behinderungen in den Fakultäten. Im Integrationsteam und in Zusammenarbeit mit anderen Einrichtungen (z. B. der  Aus- und Fortbildung) sind Routinen und Konzeptionen zu entwickeln, die der größeren Autonomie der Universität und ihrer Fakultäten entsprechen.  Die konkreten Einzelfälle lassen sich dann leichter und schneller lösen. 

